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Frauenstimmrecht: Blumen für unsere Frauen 
In vier Wochen haben wir Männer  zum 

dritten Mal - und hoffentlich letztmals -
darüber zu befinden, ob  wir unseren 
Frauen das Stimm- und Wahlrecht zuer­
kennen oder  nicht. Z u r  Entscheidung 
steht aber  nicht nur die verfassungmässig 
zu verankernde Möglichkeit an, den 
Frauen auf  Landesebene die politische 
Betätigung zu garantieren, sondern diese 
Entscheidung umfasst als wesentlichstes 
Element die Verankerung eines Grund­
rechtes, das beinahe alle Staaten unserer 
Erde allen Bürgern, und nicht nu r  den 

Staatsbesuch aus 
Costa Rica 

Über dieses Wochenende hält sich der 
Staatspräsident von Costa Rica, Luis Al­
berto Monge, zu einem offiziellen Besuch 
in unserem Lande auf. Der  Delegation 
des Staatspräsidenten gehören mehrere 
Minister seiner Regierung sowie Parla­
mentsabgeordnete an. Monge trifft bei 
seinem mehrtägigen Besuch mit Regie­
rungschef Hans  Brunhart  zu einem Mei­
nungsaustausch zusammen und ist auf 
Schloss Vaduz zu einem offiziellen Emp­
fang eingeladen. Vor  dem Internationa­
len Liechtensteiner Presseclub (LPC) 
wird der  costaricanische Staatspräsident 
ein Referat halten und sich den Fragen 
der Journalisten stellen. Das Besuchspro­
gramm sieht ausserdem eine Besichtigung 
der  Kunstsammlungen sowie der  Hofkel­
lerei vor. 

Fortschrittliche 
Bärgerpartei 
Tagung der Frauengruppen 
in Triesenberg 

A m  Montag, den 4. Juni treffen 
sich um 20 U h r  im Hotel Martha 
Bühler, Triesenberg, die delegier­
ten Frauen de r  FBP-Ortsgruppen 
des Landes zu einem Meinungsaus­
tausch über  aktuelle Fragen der  Po­
litik. Nach der  Begrüssung durch 
Parteipräsident Dr.  Herbert  Batli-
ner wird Rösle Eberle über die Par­
teiarbeit und  die künftig ins Auge 
gefassten Aktivitäten, insbesondere 
aus d e m  Blickpunkt der  delegierten 
Frauen, orientieren. Mit aktuellen 
Fragen im Familienrecht beschäftigt 
sich Dr.  Herber t  Wille anschlies­
send in einem Kurzreferat. D e r  
Hauptteil des Abends soll aber  der  
Diskussion und der  gemeinsamen 
Arbeit dienen. 

Die FBP bittet deshalb die dele­
gierten Frauen um ihr Erscheinen, 
denn nur so kann das gemeinsame 
Ziel, nämlich die verstärkte Integra­
tion de r  Frauen ins politische G e ­
schehen, verwirklicht werden. 

FBP Schaan 
Vorankündigung: 
Ortsgruppenversammlung 

D e r  Vorstand der  F B P  Schaan 
möchte darauf hinweisen, dass am 
Freitag, den 8. Juni mit Beginn u m  
20.15 U h r  im Hotel «Schaanerhof» 
eine weitere Ortsgruppenversamm­
lung stattfinden wird. Im Mittel­
punkt des Abends steht insbesonde­
re  die Diskussion zur Volksabstim­
mung über die Einführung des  
Frauenstimmrechts auf Landes- und  
Gemeindeebene. Schriftliche Einla­
dungen mit den  Traktanden folgen. 
Die FPB Schaan bittet alle Partei­
freunde, insbesondere aber die Da ­
men und die Jugend,  sich diesen 
Termin schon heute  vorzumerken. 

Männern, in der  Verfassung festgeschrie­
ben haben. 

Grundsätzlich müsste die anstehende 
Entscheidung gar nicht getroffen werden, 
denn wenn in der  Verfassung ausdrück­
lich festgeschrieben ist, dass alle Landes-
angehörigen'gleich sind, so können damit 
nur  Männer und Frauen gemeint sein, 
nicht aber die einen oder die anderen. 

Welche Gedanken die «Väter unserer 
Verfassung» hegten oder  von welchen 
Überlegungen sie sich bei der  Aufstellung 
dieses Gleichheitsgrundsatzes leiten Hes­
sen, entzieht sich heutigen Kenntnissen, 
dafür aber spriessen die nachträglichen 
Interpretationen umso fröhlicher und un­
befangener. Die Durchbrechung dieses 
Grundsatzes der  Gleichberechtigung 
folgte erst mit der  Schaffung des Wahlge­
setzes - pflanzte sich fort bei allen folgen­
den Revisionen, ungeachtet der  in der 
Zwischenzeit geänderten Zeitumstände 
und Auffassungen über die Rolle von 
Mann und Frau.  

D a  nach Auffassung des Staatsgerichts­
hofes eine Entscheidung nicht auf der  
juristischen Ebene herbeigeführt werden 
kann, sondern auf  demokratischem Wege 
über eine politische Ausmarchung ge­
sucht werden muss, liegt die Entschei­
dung wiederum beim männlichen Stimm­
bürger, dem dieses Recht nicht nach den 
Regeln der  Demokratie zuerkannt wur­
de, sondern aufgrund seiner biologischen 
Anlagen. Demokratische Ausmarchung 
bedeutet aber  auch beim dritten Anlauf, 
dass weniger sachbezogene Argumente 
für oder  gegen die Gleichberechtigung 
der  Frauen vorgetragen werden, sondern 

sich die Diskussionen in emotionaler Bal­
gerei anheizen oder  erschöpfen. 

Hinzu kommt, dass seit der  ersten, 
knapp abgelehnten Vorlage zur Einfüh­
rung des Frauenstimmrechts eine Menge 
Probleme auf  diesen «Karren» geworfen 
wurden, die mit de r  Sache nichts ode r  nur  
am Rande zu tun haben. Die aus ent­
täuschten Erwartungen organisierten De­
monstrationen lieferten scheinbar man­
chem Stimmbürger ein willkommenes 
Argument, um endlich seine ablehnende 
Haltung mit etwas Handfestem doku­
mentieren zu können. Die Aktionen der  
Gruppe «Dornröschen», die vielfach in 
zu forscher Ar t  und Weise über das Ziel 
hinausschössen und  weniger zur sachli­
chen Aufklärung als zur emotionellen 
Aufheizung beitrugen, gehören zum glei­
chen Kapitel. 

Doch auch auf der  politischen Ebene  
gerieten die Aktivitäten, die Barrieren 
auf d e m  Weg zum Frauenstimmrecht 
wegräumen sollten, teilweise zu einem 
Verwirrspiel, zumindest haben sie, das 
kann in de r  Rückschau einwandfrei fest­
gestellt werden,  zum Abbau der  schein­
bar  gewichtigen Vorbehalte gegen die po­
litische Gleichberechtigung nicht viel bei­
getragen. Un te r  dem Schlagwort «Liech­
tensteinerin bleiben» wurde ein Postulat 
verwirklicht, das für das Frauenstimm­
recht nicht nur  positive Aspekte aufwies, 
denn plötzlich entdeckten ein paar  Ent­
schlossene, dass damit die Männer  in die 
zahlenmässige Minderheit versetzt wür­
den. Mit der  Einführung einer Karenz­
frist, die wenigstens auf Zeit in dieser 
Hinsicht eine Korrektur herbeiführen 
soll, wird dieses Postulat aber gerade ad 

absurdum geführt. Unseren Frauen bie­
ten wir das Recht an, ihre angeborene 
Staatsbürgerschaft zu behalten, während 
den Ausländerinnen, die wohlgemerkt 
einen liechtensteinischen Staatsbürger 
ehelichen, dieses Recht nach Ablauf der 
Karenzfrist verweigert wird. Und wäh­
rend der  Karenzfrist werden sie nicht in 
den Bürgerverband aufgenommen. 

Die Bürgerrechtsfragen, insbesondere 
die Rechte der  Bürger aus anderen Ge­
meinden, sollen gelöst werden, heisst es. 
Eine Lösung dieser Fragen dürfte ein 
schwieriges Unterfangen darstellen, zu­
mal scheinbar die Illusion noch weitver­
breitet ist, dass mit einer Neuordnung der 
Bürgerrechte nur das Ausmass der  Rech­
te zunehme. Wenig beigetragen zugun­
sten des Frauenstimmrechts hat auch die 
Aufsplittung in Landes- und Gemeinde­
ebene. D e r  Weg von unten, also über die 
politische Gleichberechtigung auf Ge­
meindeebene zum Frauenstimmrecht auf 
Landesebene zu gelangen, hat sich als 
steinig, oder konkret ausgedrückt, als 
nicht gangbar erwiesen, obschon derzeit 
bereits die Mehrheit der  Gemeinden das 
Frauenstimmrecht kennt. Denn damit 
wurde nochmals zweierlei Recht für die 
Frauen geschaffen, das bei den Männern 
nie vorhanden war. 

Wir werden noch längere Zeit damit 
beschäftigt sein, alle Probleme, die auf 
den  «Karren» Frauenstimmrecht aufge­
worfen wurden, vernünftig zu lösen. D e r  
Weg, diese Probleme vor der  Einführung 
des Frauenstimmrechts zu verarbeiten, 
hat sich ebenfalls als kaum gangbar er­
wiesen. Doch besteht die Hoffnung, dass 
man mit den Frauen diese Probleme lö­
sen kann. Darum: Blumen für unsere 
Frauen - ein J a  ohne Wenn und Aber  in 
die Urne! (G .M. )  

VOLKSBLATT-Leserreise nach Florenz gestartet 

Frohgelaunt und voller Erwartungen 
starteten am Mittwoch nachmittag über  
vierzig Personen zur VOLKSBLATT-Le-
serreise in die Toskana und nach Florenz. 
Mit einem komfortablen Bus de r  Firma 
Walter Marxer (Mauren) ging die Reise 
unter  der  Leitung von Walter Beck (Po­
stillion Reisen, Schaan) über San Bernar-
dino, Chiasso und Mailand a m  ersten Tag  
bis nach Parma. A m  Donnerstag folgte 
eine Fahrt  durch die Toscana mit den  
Städten Modena und Bologna sowie die 
erste Besichtigung der Stadt Florenz. D a s  
Schwergewicht der  Stadtbesichtigung 

wurde auf den Dom mit seinem Baptiste-
rium und die alte Brücke «Ponte Vec-
chio» gelegt. Das  Freitagsprogramm galt 
der  Besichtigung des Etruskerstädtchens 
San Gimignano mit seinen weitherum 
sichtbaren Wehrtürmen sowie de r  Stadt 
Siena mit ihren Kunstschätzen und de r  
Piazza del Campo,  einem de r  schönsten 
Plätze Italiens. Für den Samstag ist ein 
Rundgang durch das Städtchen Fiesole 
geplant, das unweit von Florenz gelegen 
ist, sowie eine weitere Besichtigungstour 
nach eigenem Belieben durch Florenz. 

Die Rückreise der Teilnehmer an de r  

VOLKSBLATT-Leserreise ist auf den 
Sonntag vorgesehen. Bereits früh am 
Morgen soll über Bologna-Modena bis 
anch Sanguinaro di Fontanellato zurück­
gefahren werden, also bis zu jenem 
Punkt, de r  bereits auf de r  Hinfahrt be­
sucht worden war. A m  frühen Nachmit­
tag wird es dann weitergehen in Richtung 
Heimat, wo wir die Reisenden - mit hof­
fentlich vielen unvergesslichen Eindrük-
ken - am Abend in unserem Land zu­
rückerwarten werden. Alle Teilnehmer 
der  Reise sind, wie wir vernommen ha­
ben,  wohlauf und geniessen Florenz. 

Das wichtigste Element der sozialen Sicherheit 
Festakt zum 30jährigen Bestehen der Alters- und Hinterlassenenversicherung 

( G . M . )  - Die liechtensteinische AHV, 
die 1954 nach einer hartumkämpften 
Volksabstimmung in Kraft gesetzt wurde, 
ist dreissig Jahre alt geworden. Die 
AHV-Anstalt nahm dieses «Jubiläum» 
zum Anlass, um mit einem Festakt und 
einer Broschüre, die den Werdegang zur 
A H V  sowie die heutige Ausgestaltung 
dieser Sozialversicherung aufzeigt, auf 
die Entwicklung und Bedeutung dieser 
Institution hinzuweisen. Am Festakt 
konnte der Präsident des AHV-Verwal-
tungsrates, Dr. Rony Frick, S .D.  Fürst 
Franz Josef II. und Erbprinz Hans Adam 

sowie - neben Vertretern der Regierung 
und des Landtages - jene Politiker be­
gossen, die damals die «Geburtshelfer 
der AHV» waren: den damaligen Land­
tagspräsidenten und Vorsitzenden der 
Studienkommission für die Einführung 
der AHV, Fürstl. Kommerzienrat David 
Strub, und den damaligen Regierungs­
chef, Fürstl. Rat Alexander Frick. Die 
Feierstunde wurde umrahmt durch musi­
kalische Beiträge des Jugendstreichquar­
tetts der Musikschule. 

In seiner Ansprache wies Dr .  Rony 
Frick auf die heute enge Verbundenheit 

zwischen A H V  und Volk hin. Nach sei­
ner  Überzeugung rührt diese Verbunden­
heit daher, dass die A H V  eine echte 
Volksversicherung sei, die zusammen mit 
den Ergänzungsleistungen ein Mindest­
einkommen für die Betagten, Witwen 
und Weisen gewährleiste, und  damit das 
wichtigste Element der  sozialen Sicher­
heit sei. Ausserdem sei die A H V  eine 
soziale Errungenschaft, die erkämpft 
werden musste, wobei die demokratische 
Auseinandersetzung und die Annahme 
der  Vorlage durch das Volk ein wichtiger 
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Konsequent, aber. . .  
Eine konsequente Haltung einzuneh­

men, gehört zweifellos in den Bereich der 
Tugenden. Einen gesetzlichen Auftrag 
konsequent auf  den letzten Buchstaben z u  
erfüllen, gehört somit z u  den tugendhaften 
Eigenschaften einer Regierung. Nach jah­
relanger relativ grosszügiger Handhabung 
der Bestimmungen über die Dauer eines 
Schuljahres möchte die Regierung nun, 
wie es den Anschein macht, endlich das 
vorgeschriebene Pensum von 40 Schulwo­
chen f ü r  Schüler und Lehrer annähernd 
oder gar vollständig in die Tat umsetzen. 

Aus  dieser Perspektive ist es zweifels­
ohne konsequent, wenn die Regierung den 
im Rahmen eines Vernehmlassungsverfah-
rens erarbeiteten Ferienkalender, der erst­
mals seit langem den Pfingstsamstag als 
normalen Schultag erklärt, bis auf  den 
letzten Schulhalbtag durchführen möchte. 
Diese Konsequenz gebietet es auch, dass 
die Regierung jene Gemeindeschulbehör­
den, die in eigener Regie den Pfingstsams­
tag als schulfrei erklären wollen, auf  die 
gesetzlichen Bestimmungen aufmerksam 
macht. Aber, so fragt man sich, warum 
will die Regierung mit aller Konsequenz 
die zur Erfüllung des Pflichtpensums 
scheinbar fehlenden ein bis eineinhalb 
Schulwochen gerade mit diesem bisher 
schulfreien Vormittag einholen? Wahr­
scheinlich sind auch an anderen Stellen, 
über das ganze Schuljahr verstreut, eben­
falls Straffungen durchgeführt worden, 
doch ist der Pfingstsamstag eben kein nor­
maler Samstag mehr. Dass der Pfingst­
samstag vor Jahren bereits zum schulfrei­
en Samstag erklärt wurde, hing nicht zu­
letzt damit zusammen, dass auch wesentli­
che Teile unserer Bevölkerung von der 
westeuropäischen Reisewelle über das 
Pfingstwochenende erfasst worden war. 
Und das soll nun plötzlich nicht mehr 
gelten? 

Zumindest dürfte mit einer gestrafften 
Ferienordnung dieser Reisewelle, als Aus­
druck eines sich veränderten gesellschaftli­
chen Verhaltens, kaum beizukommen 
sein. Es besteht in diesem konkreten Fall 
auch die Gefahr, dass die konsequente 
Haltung der Regierung mit Sturheit gleich­
gesetzt wird. Dies um so eher, als damit an 
einem «Gewohnheitsrecht» gerüttelt wird, 
an einem schulfreien Tag, der in den letz­
ten Jahren zu einem festen Bestandteil der 
Ferienordnung gehörte. Will man tatsäch­
lich au f  vernünftige Art  das vorgeschriebe­
ne Pensum von 40 Schulwochen errei­
chen, so würden sich andere Möglichkei­
ten anbieten. Warum ändert man das 
Schulgesetz nicht, wonach das Schuljahr 
zwischen 38 und 40 Schutwochen zu  be­
tragen habe, um einen gewissen Spielraum 
zu haben? Ein Schuljahr ist bekanntlich 
keine rein mathematische Grösse, sondern 
wird von Kirchenjahr mitbestimmt, das 
wiederum - zumindest an Ostern - von 
den Mondphasen geprägt wird. 

Ein anderer Gedanke drängt sich eben­
falls auf: Seit Jahren kämpfen die Arbeit­
nehmer-auch bei uns - f ü r  eine Verringe­
rung der Wochenarbeitszeit. Währenddes­
sen wird der Schule (und damit auch den 
Schülern) immer mehr an Stoff aufge­
drängt. Wer hat schon gezählt, welche Ar­
beitszeiten unsere Schüler haben, die nicht 
nur die Schulstunden besuchen, sondern 
auch noch Hausaufgaben machen müs­
sen? Ganz zu  schweigen von der «Ver­
pflichtung», sich nebenbei sportlich oder 
musisch zu betätigen. Bei der Diskussion 
um die Ferienordnung sollte dieser Aspekt 
einmal in den Vordergrund gerückt wer­
den. Dann ist die Frage - Pfingstsamstag 
schulfrei oder nicht? - nur noch ein Ne­
benschauplatz. Der Gesetzgeber hat das 
Wochenpensum auf  40 Wochen festgelegt. 
Er wäre auch in der Lage, eine flexible 
Lösung zu fixieren. Man müsste nur wol­
len.' ( G . M . )  

Jugendmesse 
Diesen Sonntag um 19.15 U h r  findet in 

der  Pfarrkirche Schaan eine Jugendmesse 
unter  dem Motto «Hoffnung» statt. Die  
Jugendgruppen von Schaan gestalten die­
se Messe und laden die Bevölkerung dazu 
herzlich ein. 


